
 

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

 

An die BASF SE, Ludwigshafen am Rhein 

Vermerk über die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Konzernabschluss der BASF SE und ihrer Tochtergesellschaften (der Konzern) 
– bestehend aus der Gewinn- und Verlustrechnung, im Eigenkapital erfasste Erträge und 
Aufwendungen, Bilanz, Kapitalflussrechnung und Entwicklung des Eigenkapitals für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich 
einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden – geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Konzernlagebericht der BASF SE für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

Die im Abschnitt „Sonstige Informationen“ unseres Bestätigungsvermerks genannten Be-
standteile des Konzernlageberichts haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften nicht inhaltlich geprüft. 

Der Konzernlagebericht enthält als ungeprüft gekennzeichnete, nicht vom Gesetz vorgesehe-
ne Querverweise. Diese Querverweise sowie die Informationen, auf die sich die Querver-
weise beziehen, haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht 
inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

– entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den IFRS, wie 
sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den IFRS insgesamt und vermittelt unter 
Beachtung dieser Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum 31. Dezember 2021 sowie seiner Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 

– vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzernlagebericht in Einklang 
mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt 



 

 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil 
zum Konzernlagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige In-
formationen“ genannten Bestandteile des Konzernlageberichts. Der Konzernlagebericht 
enthält als ungeprüft gekennzeichnete, nicht vom Gesetz vorgesehene Querverweise. Un-
ser Prüfungsurteil erstreckt sich nicht auf diese Querverweise sowie die Informationen, auf 
die sich die Querverweise beziehen. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts geführt 
hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im Folgen-
den „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts“ unse-
res Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von den Konzernunternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber hinaus erklären 
wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen Nichtprü-
fungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Konzernabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Konzernabschlusses für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 waren. Diese Sachverhalte 
wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Konzernabschlusses als Ganzem und bei 
der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prü-
fungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

 

Die Werthaltigkeit der Geschäfts- oder Firmenwerte 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen wir auf Anmer-
kung 1.4 des Konzernanhangs auf der Seite 204. Die der Bewertung zugrunde gelegten An-
nahmen und die Angaben zu den durchgeführten Wertminderungstests sind in Anmerkung 14 
ab Seite 236 des Konzernanhangs enthalten. 



 

 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Im Konzernabschluss der BASF SE werden unter dem Bilanzposten „Immaterielle Vermö-
genswerte“ Geschäfts- oder Firmenwerte in Höhe von EUR 7.520 Mio ausgewiesen. Der 
Anteil der Geschäfts- oder Firmenwerte an der Bilanzsumme beläuft sich auf 8,6 Prozent und 
hat somit eine wesentliche Bedeutung für die Vermögenslage der Gesellschaft. Die Werthal-
tigkeit der Geschäfts- oder Firmenwerte ist einmal jährlich und zusätzlich bei Vorliegen einer 
Indikation für eine Wertminderung zu überprüfen. 

Die Werthaltigkeitsprüfung der Geschäfts- oder Firmenwerte ist komplex und beruht auf einer 
Reihe ermessensbehafteter Annahmen. Hierzu zählen die Prognose künftiger Zahlungsmittel-
flüsse im Detailplanungszeitraum, die für die Folgeperioden angenommene Wachstumsrate 
sowie die Kapitalkosten. Diese Annahmen haben einen wesentlichen Einfluss auf die Werthal-
tigkeit der Geschäfts- oder Firmenwerte. Wachstumserwartungen des Vorstands sind risiko-
behaftet und können angesichts volatiler Rohstoffpreise und eines instabilen makroökonomi-
schen Umfelds revidiert werden. 

Es besteht das Risiko für den Konzernabschluss, dass eine zum Abschlussstichtag bestehen-
de Wertminderung nicht erkannt wird oder eine zum Abschlussstichtag bestehende Wertmin-
derung nicht in angemessener Höhe erfasst wird. Außerdem besteht das Risiko, dass die 
Anhangangaben zu den wesentlichen Annahmen nicht sachgerecht und vollständig sind. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Unter Einbezug unserer Bewertungsspezialisten haben wir unter anderem die Angemessen-
heit der wesentlichen Annahmen sowie der Berechnungsmethode des Konzerns beurteilt. 

Die Prognose der erwarteten Geschäfts- und Ergebnisentwicklung und daraus resultierender 
Zahlungsmittelflüsse im Detailplanungszeitraum haben wir insbesondere daraufhin untersucht, 
ob die erwartete Entwicklung der jeweiligen Absatzmärkte in angemessener Weise berück-
sichtigt wird und mit den aktuellen, von Vorstand und Aufsichtsrat verabschiedeten Budgets in 
Einklang steht. Dabei haben wir die internen Wachstumsprognosen den Erwartungen der 
Branche und wesentlicher Wettbewerber gegenübergestellt sowie beurteilt, ob die in der 
Planung enthaltenen Annahmen über die künftige Entwicklung von Margen und die Höhe von 
Investitionen angemessen sind. Unsere Prüfung der Angemessenheit der von Vorstand und 
Aufsichtsrat verabschiedeten Budgets umfasste zudem einen Vergleich der Planungen in 
vergangenen Geschäftsjahren mit den tatsächlich realisierten Ergebnissen. Bei ausgewählten 
Einheiten haben wir untersucht, ob Gründe für eine Verfehlung von Planwerten in der Vergan-
genheit – sofern einschlägig – ausreichend in der aktuellen Planung berücksichtigt wurden. 

Die im Anschluss an den Detailplanungszeitraum angenommene Wachstumsrate haben wir 
mittels branchenspezifischer und makroökonomischer Studien auf Angemessenheit beurteilt. 
Wir haben die methodisch sachgerechte Ableitung und die Angemessenheit der Höhe der 
gewichteten Kapitalkostensätze gewürdigt. Hierzu haben wir für die den gewichteten Kapital-
kostensätzen zugrunde liegenden Annahmen und Daten eigene Erwartungswerte ermittelt 
und diese mit den verwendeten Annahmen und Daten verglichen. 



 

 

Schließlich haben wir beurteilt, ob die Anhangangaben zu den wesentlichen Annahmen sach-
gerecht und vollständig sind. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die der Bewertung zugrunde liegenden Annahmen und Daten des Vorstands sind vertretbar. 
Die Anhangangaben zu den wesentlichen Annahmen sind sachgerecht und vollständig. 

 

Die Werthaltigkeit der Beteiligung an Wintershall Dea 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie den der Bewertung 
zugrunde gelegten Annahmen verweisen wir auf Anmerkung 10.2 des Konzernanhangs ab 
Seite 227. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Im Konzernabschluss der BASF SE werden unter den nicht-integralen at Equity bilanzierten 
Beteiligungen Anteile an der Wintershall Dea in Höhe von EUR 9.583 Mio ausgewiesen. Der 
Anteil der Beteiligung an der Wintershall Dea an der Bilanzsumme beläuft sich auf 11,0 Pro-
zent und hat somit einen wesentlichen Einfluss auf die Vermögenslage der Gesellschaft. 

Ergeben sich Anhaltspunkte für eine Wertminderung der at Equity bilanzierten Beteiligung, 
ermittelt die Gesellschaft zum Abschlussstichtag den erzielbaren Betrag und vergleicht diesen 
mit dem Buchwert. Der erzielbare Betrag ist der höhere Wert aus beizulegendem Zeitwert 
abzüglich Kosten der Veräußerung und Nutzungswert der Beteiligung. Der für die Beteiligung 
ermittelte höhere Nutzungswert als erzielbarer Betrag wird anhand des Discounted Cashflow 
Verfahrens ermittelt. Liegt der Buchwert über dem erzielbaren Betrag, ergibt sich eine Wert-
minderung. 

Die Ermittlung des erzielbaren Betrags der Beteiligung an Wintershall Dea ist komplex und 
beruht auf ermessensbehafteten Annahmen. Hierzu zählen im Wesentlichen die vom Vor-
stand der BASF getroffenen Einschätzungen zur langfristigen Öl- und Gaspreisentwicklung, 
zur prognostizierten Produktionsmenge der Öl- und Gasfelder der Wintershall Dea aufgrund 
von erwarteten Lizenzlaufzeiten beziehungsweise Förderreihen sowie zu den Kapitalkosten. 
Die Entwicklung der künftigen Öl- und Gaspreise unterliegt insbesondere angesichts der 
zeitlichen Umsetzung internationaler Klimaziele einer erhöhten Unsicherheit. 

Zusätzlich zu den von Wintershall Dea erfassten Wertminderungen und -aufholungen in Höhe 
von EUR 161 Mio nach Steuern hat die Gesellschaft als Ergebnis der durchgeführten Werthal-
tigkeitsprüfung Wertminderungen auf fortgeführte Zeitwertanpassungen von Vermögenswer-
ten der Wintershall Dea in Höhe von EUR 420 Mio im Ergebnis aus nicht-integralen Unter-
nehmen, die nach der Equity-Methode bilanziert werden, erfasst. 



 

 

Es besteht das Risiko für den Konzernabschluss, dass eine zum Abschlussstichtag bestehen-
de Wertminderung der Beteiligung nicht erkannt wird. Außerdem besteht das Risiko, dass die 
damit zusammenhängenden Anhangangaben nicht sachgerecht und vollständig sind. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Wir haben uns durch Erläuterungen von Mitarbeitern des Rechnungswesens ein Verständnis 
über den Prozess der Gesellschaft zur Identifizierung von Anhaltspunkten auf Wertminderung 
sowie zur Ermittlung des erzielbaren Betrags verschafft. Dabei haben wir unter anderem 
beurteilt, ob die Ermittlung des erzielbaren Betrags der Beteiligung an Wintershall Dea mit den 
relevanten Bewertungsgrundsätzen in Einklang steht und die bei der Bewertung getroffenen 
wesentlichen Annahmen angemessen sind. 

Die prognostizierte Entwicklung der Produktionsmengen sowie des Öl- und Gaspreises haben 
wir mit den Planungsverantwortlichen erörtert. Die zur Bewertung von Vermögenswerten des 
Explorations- und Produktionsgeschäfts herangezogenen Förderreihen haben wir unter Einbe-
zug von Beurteilungen der von Wintershall Dea beauftragten Experten gewürdigt. Wir haben 
uns das von der Gesellschaft verwendete Öl- und Gaspreisszenario erläutern lassen, um 
dessen Eignung als Bewertungsgrundlage zu beurteilen. Zur Beurteilung der Angemessenheit 
haben wir das verwendete Öl- und Gaspreisszenario mit den veröffentlichten Erwartungen 
von Wettbewerbern, Analysten, internationalen Institutionen und anderen Marktteilnehmern 
verglichen. Aufgrund der erhöhten Schätzunsicherheiten hinsichtlich der zukünftigen Öl- und 
Gaspreisentwicklung haben wir die Auswirkungen alternativer Preisszenarien auf den Wertan-
satz der Beteiligung gewürdigt und die Vertretbarkeit der Wertermittlung beurteilt. 

Unter Einbezug unserer Bewertungsspezialisten haben wir uns ferner von der methodisch 
sachgerechten Ableitung und der Angemessenheit der Höhe der gewichteten Kapitalkosten-
sätze überzeugt. Die den Kapitalkosten zugrunde liegenden Annahmen und Daten, insbeson-
dere den risikofreien Zinssatz, die Marktrisikoprämie und den Betafaktor, haben wir mit eige-
nen Annahmen und öffentlich verfügbaren Daten verglichen. 

Zur Beurteilung der rechnerischen Richtigkeit der Bewertung der Beteiligung an Wintershall 
Dea haben wir unter risikoorientierten Gesichtspunkten ausgewählte Berechnungen nachvoll-
zogen. 

Schließlich haben wir beurteilt, ob die Anhangangaben zur Werthaltigkeit der Beteiligung an 
Wintershall Dea sachgerecht und vollständig sind. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die der Werthaltigkeitsprüfung der Beteiligung an Wintershall Dea zugrunde liegende Berech-
nungsmethode ist sachgerecht und steht im Einklang mit den anzuwendenden Bewertungs-
grundsätzen. 

Die der Bewertung zugrunde liegenden Annahmen und Daten der Gesellschaft sind angemes-
sen. Die damit zusammenhängenden Anhangangaben sind sachgerecht und vollständig. 



 

 

Sonstige Informationen 

Der Vorstand bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die 
sonstigen Informationen umfassen die folgenden nicht inhaltlich geprüften Bestandteile des 
Konzernlageberichts: 

– die integrierte nichtfinanzielle Konzernerklärung, deren Angaben als ungeprüft gekenn-
zeichnet sind, 

– die Konzernerklärung zur Unternehmensführung, die im Abschnitt Corporate Governance 
des Konzernlageberichts enthalten ist, und 

– die im Konzernlagebericht enthaltenen lageberichtsfremden und als ungeprüft gekenn-
zeichneten Angaben. 

Die sonstigen Informationen umfassen zudem die übrigen Teile des Geschäftsberichts. 

Die sonstigen Informationen umfassen nicht den Konzernabschluss, die inhaltlich geprüften 
Konzernlageberichtsangaben sowie unseren dazugehörigen Bestätigungsvermerk. 

Unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht erstrecken sich 
nicht auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prüfungs-
urteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informa-
tionen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen 

– wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzernabschluss, zu den inhaltlich geprüften Konzern-
lageberichtsangaben oder unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder 

– anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen. 

Falls wir auf Grundlage der von uns durchgeführten Arbeiten zu dem Schluss gelangen, dass 
eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind wir ver-
pflichtet, über diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang nichts zu 
berichten. 

Verantwortung des Vorstands und des Aufsichtsrats für den Konzernabschluss und den 
Konzernlagebericht 

Der Vorstand ist verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses, der den IFRS, wie 
sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie den IFRS insgesamt in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter Beachtung dieser Vorschriften ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Konzerns vermittelt. Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
er als notwendig bestimmt hat, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 



 

 

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses ist der Vorstand dafür verantwortlich, die Fähig-
keit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren hat 
er die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus ist er dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, es sei denn, es besteht die Absicht den Konzern zu liquidieren oder der Ein-
stellung des Geschäftsbetriebs oder es besteht keine realistische Alternative dazu. 

Außerdem ist der Vorstand verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-
teme), die er als notwendig erachtet hat, um die Aufstellung eines Konzernlageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Konzernlagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzernlageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Konzernabschluss und im Konzernlagebericht, planen 



 

 

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstel-
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Konzernabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Konzernlageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksam-
keit dieser Systeme abzugeben. 

– beurteilen wir die Angemessenheit der vom Vorstand angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der vom Vorstand dargestellten geschätzten Werte und 
den damit zusammenhängenden Angaben. 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des vom Vorstand angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss 
und im Konzernlagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu füh-
ren, dass der Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der 
IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und der ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften sowie der IFRS insgesamt ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Konzerns vermittelt. 

– holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise für die Rechnungslegungsinformati-
onen der Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des Konzerns ein, um Prü-
fungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht abzugeben. Wir sind ver-
antwortlich für die Anleitung, Überwachung und Durchführung der Konzernabschlussprü-
fung. Wir tragen die alleinige Verantwortung für unsere Prüfungsurteile. 

– beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts mit dem Konzernabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Konzerns. 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den vom Vorstand dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben des 
Vorstands zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-



 

 

rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit dem Prüfungsausschuss unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber dem Prüfungsausschuss eine Erklärung ab, dass wir die relevanten 
Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihm alle Beziehungen und 
sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie 
sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit dem Prüfungsausschuss erörtert haben, 
diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Konzernabschlusses für den aktuellen Be-
richtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen Prüfungssach-
verhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es sei denn, 
Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts 
aus. 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Vermerk über die Prüfung der für Zwecke der Offenlegung erstellten elektronischen 
Wiedergabe des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts nach § 317 Abs. 3a 
HGB 

Wir haben gemäß § 317 Abs. 3a HGB eine Prüfung mit hinreichender Sicherheit durchgeführt, 
ob die in der bereitgestellten Datei „basf-gruppe-2021-12-31-de.zip“ (SHA256-Hashwert: 
9cb0551f9c6374988409b15ddd8d688c5ff4b423a4708d1d2768a220841d4d3a) enthaltenen 
und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts (im Folgenden auch als „ESEF-Unterlagen“ bezeichnet) den Vorgaben 
des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat („ESEF-Format“) in allen wesentli-
chen Belangen entsprechen. In Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften er-
streckt sich diese Prüfung nur auf die Überführung der Informationen des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichts in das ESEF-Format und daher weder auf die in diesen Wieder-
gaben enthaltenen noch auf andere in der oben genannten Datei enthaltene Informationen. 

Nach unserer Beurteilung entsprechen die in der oben genannten bereitgestellten Datei 
enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichts in allen wesentlichen Belangen den Vorgaben des § 328 Abs. 1 
HGB an das elektronische Berichtsformat. Über dieses Prüfungsurteil sowie unsere im voran-
stehenden „Vermerk über die Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts“ 
enthaltenen Prüfungsurteile zum beigefügten Konzernabschluss und zum beigefügten Kon-
zernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 hinaus 



 

 

geben wir keinerlei Prüfungsurteil zu den in diesen Wiedergaben enthaltenen Informationen 
sowie zu den anderen in der oben genannten Datei enthaltenen Informationen ab. 

Wir haben unsere Prüfung der in der oben genannten bereitgestellten Datei enthaltenen 
Wiedergaben des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 Abs. 3a HGB unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung der für Zwecke der 
Offenlegung erstellten elektronischen Wiedergaben von Abschlüssen und Lageberichten nach 
§ 317 Abs. 3a HGB (IDW PS 410) (10.2021) durchgeführt. Unsere Verantwortung danach ist 
nachstehend weitergehend beschrieben. Unsere Wirtschaftsprüferpraxis hat die Anforderun-
gen an das Qualitätssicherungssystem des IDW Qualitätssicherungsstandards: Anforderungen 
an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) angewendet. 

Der Vorstand der Gesellschaft ist verantwortlich für die Erstellung der ESEF-Unterlagen mit 
den elektronischen Wiedergaben des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts nach 
Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 HGB und für die Auszeichnung des Konzernabschlus-
ses nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 HGB. 

Ferner ist der Vorstand der Gesellschaft verantwortlich für die internen Kontrollen, die er als 
notwendig erachtet, um die Erstellung der ESEF-Unterlagen zu ermöglichen, die frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Verstößen gegen die Vorgaben des 
§ 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat sind. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Prozesses der Erstellung der 
ESEF-Unterlagen als Teil des Rechnungslegungsprozesses. 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die ESEF-Unterlagen 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Verstößen gegen die Anforde-
rungen des § 328 Abs. 1 HGB sind. Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – Verstöße gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

– gewinnen wir ein Verständnis von den für die Prüfung der ESEF-Unterlagen relevanten 
internen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstän-
den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Kontrollen abzugeben. 

– beurteilen wir die technische Gültigkeit der ESEF-Unterlagen, d. h. ob die die ESEF-Unter-
lagen enthaltende bereitgestellte Datei die Vorgaben der Delegierten Verordnung (EU) 
2019/815 in der zum Abschlussstichtag geltenden Fassung an die technische Spezifikation 
für diese Datei erfüllt. 

– beurteilen wir, ob die ESEF-Unterlagen eine inhaltsgleiche XHTML-Wiedergabe des ge-
prüften Konzernabschlusses und des geprüften Konzernlageberichts ermöglichen. 

– beurteilen wir, ob die Auszeichnung der ESEF-Unterlagen mit Inline XBRL-Technologie 
(iXBRL) nach Maßgabe der Artikel 4 und 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 in 



 

 

der am Abschlussstichtag geltenden Fassung eine angemessene und vollständige maschi-
nenlesbare XBRL-Kopie der XHTML-Wiedergabe ermöglicht. 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 29. April 2021 als Konzernabschlussprüfer ge-
wählt. Wir wurden am 21. Juli 2021 von der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses beauf-
tragt. Wir sind einschließlich erfolgter Verlängerung gemäß § 318 Abs. 1a HGB ununterbro-
chen seit dem Geschäftsjahr 2006 als Konzernabschlussprüfer der BASF SE tätig. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 
zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in 
Einklang stehen. 

Sonstiger Sachverhalt – Verwendung des Bestätigungs-
vermerks 

Unser Bestätigungsvermerk ist stets im Zusammenhang mit dem geprüften Konzernab-
schluss und dem geprüften Konzernlagebericht sowie den geprüften ESEF-Unterlagen zu 
lesen. Der in das ESEF-Format überführte Konzernabschluss und der Konzernlagebericht  
– auch die im Bundesanzeiger bekanntzumachenden Fassungen – sind lediglich elektronische 
Wiedergaben des geprüften Konzernabschlusses und des geprüften Konzernlageberichts und 
treten nicht an deren Stelle. Insbesondere sind der ESEF-Vermerk und unser darin enthaltenes 
Prüfungsurteil nur in Verbindung mit den in elektronischer Form bereitgestellten geprüften 
ESEF-Unterlagen verwendbar. 



 

 

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Die für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüferin ist Dr. Stephanie Dietz. 

  

Frankfurt am Main, den 22. Februar 2022  

KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

  

Sailer 
Wirtschaftsprüfer 

Dr. Dietz 
Wirtschaftsprüferin 

 

 


